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Praktiker-Erfahrungsaustausch zum Zuwanderungsgesetz

UNHCR zum 3. Thema: „Humanitäre Aufenthalte“
1. Paradigmenwechsel: Orientierung an der Genfer Flüchtlingskonvention
UNHCR hatte im Gesetzgebungsverfahren die Neuausrichtung des § 60 Abs. 1 AufenthG als richtungsweisendes Signal begrüßt. In der Anwendung der neuen Bestimmungen weist die Praxis allerdings eine erhebliche Spannbreite auf. Zwar hat die Auseinandersetzung mit Positionen des UNHCR beim Bundesamt und den Gerichten deutlich zugenommen. Jedoch geht damit nur zu einem Teil ein grundsätzlich neuer Ansatz bei der Prüfung der Voraussetzungen der Flüchtlingseigenschaft einher. Zu einem anderen Teil wird eine weitgehende Identität der neuen Regelungen mit den früheren Regelungen im seinerzeitigen Ausländergesetz betont. Dies führt mitunter zu Entscheidungen, die weiterhin nicht vollständig in Einklang mit der GFK stehen. 

Zu den zentralen Punkten, in denen das Zuwanderungsgesetz eine Verbesserung des Flüchtlingsschutzes vorsieht, gehören die ausdrückliche Anerkennung der nichtstaatlichen Verfolgung und die Anküpfung an das Geschlecht als Verfolgungsgrund. In der Praxis werden die Konzepte mittlerweile weitgehend sachgerecht aufgegriffen. Dennoch ist bei einigen Entscheidungsträgern noch eine gewisse Unsicherheit festzustellen, die zu falschen Entscheidungen führt. So wird mitunter bei nichtstaatlicher Verfolgung an Stelle des Flüchtlingsschutzes lediglich subsidiärer Schutz nach § 60 Abs. 7 AufenthG gewährt. Oder es werden zusätzliche Anforderungen an die Qualifizierung der nichtstaatlichen Akteure gestellt, so dass ein kleinerer, unstrukturierter Personenkreis wie beispielsweise die Familie nicht als Verfolger qualifiziert werden könne, auch wenn staatlicher Schutz gegen die Verfolgung fehlt. Im Bereich der Anknüpfung allein an das Geschlecht als Verfolgungsgrund werden teilweise trotz der klaren rechtlichen Regelung noch weitere Kriterien zur Bildung einer bestimmten sozialen Gruppe verlangt. Problematische Ergebnisse können dabei entstehen, wenn an die Verfolgung als Merkmal zur Bildung einer sozialen Gruppe angeknüpft wird. Die Verfolgung der gesamten sozialen Gruppe ist jedoch gerade keine Voraussetzung für die Flüchtlingsanerkennung. Vielmehr genügt, dass die schutzsuchende Person individuell gefährdet ist, wenn diese Verfolgung an das Geschlecht anknüpft. 

Die gesetzlichen Neuerungen haben also wichtige Impulse für eine Angleichung des Flüchtlingsschutzes in Deutschland an die Vorgaben der GFK und die internationale Praxis erbracht. Allerdings mangelt es bisher noch an einer grundlegenden und durchgehenden Anpassung der deutschen Rechtswirklichkeit an die internationalen Standards. 

2. Widerruf 

Die Hoffnung auf eine an den Vorgaben der GFK orientierte Anwendung der Widerrufsvorschriften hat sich nicht erfüllt. Widerrufe erfolgen nach wie vor in großer Zahl verfrüht. Zwar hat das Bundesverwaltungsgericht in einer Entscheidung vom 1. November 2005
 zu den Voraussetzungen des Widerrufes nunmehr festgestellt, dass in die entsprechende deutsche Rechtsvorschrift des § 73 Abs. 1 AsylVfG der Auslegungsmaßstab der GFK hineinzulesen ist. Dieses positive Element des Urteils wird allerdings dadurch relativiert, dass die durch das Gericht vorgenommene Auslegung des Artikels 1 C (5) GFK nach Auffassung des UNHCR den Anforderungen der GFK nicht vollständig gerecht wird.

Es würde den Zielen des internationalen Flüchtlingsschutzes entsprechen, wenn der Schutz nur beendet würde, wenn der Flüchtling in Sicherheit und Würde zurückkehren kann oder eine andere dauerhafte Lösung erreicht worden ist.  Voraussetzungen sind demnach für eine Beendigung nach Art. 1 C (5) GFK, a) eine grundlegende und b) dauerhafte Änderung der Situation sowie c) die Wiederherstellung effektiven Schutzes des Herkunftsstaates.
 

Die deutsche Praxis beschränkt sich weiterhin häufig auf die Feststellung, dass eine Verfolgung nicht mehr drohe und läßt außer Betracht, ob dem Flüchtling angesichts der Gesamtsituation eine Rückkehr auch tatsächlich zumutbar ist. In der Konsequenz wird Flüchtlingen häufig ihr Status und damit grundlegende Konventionsrechte verfrüht entzogen. Das Bundesamt hat im Laufe des Jahres 2005 in insgesamt 10.579 Fällen den Flüchtlingsstatus widerrufen. Insbesondere Flüchtlinge aus dem Irak (6.951 Entscheidungen) waren hiervon betroffen. Ein subsidiärer Schutz nach § 60 Abs. 2  bis 7  AufenthG wird hier in der Regel nicht gewährt. 

Häufig führt der Verlust des Flüchtlingsstatus dazu, dass ein Aufenthaltstitel der betroffenen Personen nicht verlängert oder widerrufen wird. Diese Personen verbleiben dann oft mit einer Duldung und somit mit einem äußerst schwachen Rechtsstatus in Deutschland. Aus juristischer Sicht sind die Betroffenen ausreisepflichtig, obwohl die Bedingungen in den Herkunftsstaaten eine Rückkehr häufig auf absehbare Zeit als nicht zumutbar erscheinen lassen und vor diesem Hintergrund die Ausreisepflicht – wie zum Beispiel bei irakischen Flüchtlingen – auch nicht zwangsweise durchgesetzt wird. Das Flüchtlingsschicksal dieser Menschen hat damit in Wirklichkeit kein Ende gefunden. 

Um eine völkerrechtskonforme Anwendung der betreffenden Vorschriften zu gewährleisten und einen verfrühten Widerruf zu vermeiden, bedarf es einer Gesetzesänderung, in der die Voraussetzungen für einen Widerruf spezifiziert werden.

3. Subsidiärer Schutz gemäß § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG 

Die Rechtslage und Praxis gewährleisten weiterhin nur einen lückenhaften Schutz. So wird weiterhin Abschiebungsschutz nach der EMRK entgegen der expliziten Rechtssprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte nur in Fällen staatlicher Gefahrenquellen gewährt. Außerdem haben Personen, die vor sog. generellen Gefahren geflohen sind, nur bei extremster Gefährdungslage eine Chance auf die Gewährung von Abschiebungsschutz. 

Auch wenn durch das Zuwanderungsgesetz wichtige Verbesserungen im Hinblick auf den Rechtsstatus subsidiär geschützter Personen eingeführt wurden, bleibt hier erheblicher Verbesserungsbedarf. Der im Vergleich zu Flüchtlingen schwächere Rechtsstatus führt dazu, dass die betroffenen Personen zwar wie Flüchtlinge für sehr lange Zeiträume oder für immer rechtmäßig in Deutschland bleiben, ihnen jedoch nicht die gleichen Integrationschancen eingeräumt werden. Insbesondere haben subsidiär geschützte Personen häufig nur geringe Chancen auf Familienzusammenführung und erhebliche Schwierigkeiten beim Zugang zum Arbeitsmarkt. Nach Ansicht von UNHCR sollte diesem Personenkreis dagegen durch Gewährung eines flüchtlingsgleichen Status die Chance auf Selbstständigkeit und Unabhängigkeit von öffentlicher Hilfe eingeräumt werden.
In den genannten Bereichen besteht also weiterhin gesetzlicher Anpassungsbedarf.

4. Dublin II-Verfahren

In der praktischen Durchführung des Dublin-Verfahrens innerhalb des deutschen Asylsystems ist ein effektiver Rechtsschutz nicht immer gewährleistet. In einem erheblichen Teil der Verfahren wird den betroffenen Personen durch die Anwendung des Konzeptes des „sicheren Drittstaats“ die Möglichkeit einer Klage praktisch genommen: bei Anwendung dieses Konzeptes erfolgt nämlich die Zustellung der Entscheidung im Dublin-Verfahren erst bei der Überstellung in den für zuständig gehaltenen Staat. Auch soweit eine Klageeinreichung noch gelingt, besteht in solchen Fällen keine Möglichkeit der Anordnung der aufschiebenden Wirkung. Dies erscheint angesichts der humanitären Kriterien, wie sie in der Dublin-II Verordnung entscheidend sind, besonders problematisch. Diese Defizite sollten vom Gesetzgeber behoben werden.
Ein weiteres zentrales Problem bei der Anwendung des Dublin-Verfahrens betrifft traumatisierte Menschen. Die Dublin II-Verordnung enthält zwar keine zwingende Regelung, nach der aufgrund einer Traumatisiserung der schutzsuchenden Person die Zuständigkeit Deutschlands vorliegen würde, bietet den Mitgliedsstaaten aber die Möglichkeit des freiwilligen Selbsteintritts (Art. 3 Abs. 2 Dublin II), auch wenn der betreffende Staat anhand der Dublin-Kritierien nicht zuständig wäre. Ein solcher Selbsteintritt würde es erlauben, im Rahmen der Zuständigkeitsentscheidung den besonderen humanitären Bedürfnissen traumatisierter Personen gerecht zu werden. Dies geschieht jedoch leider nur sehr selten. Hier sollten die deutschen Behörden aus Sicht von UNHCR ihre Praxis ändern.
5. Aufenthaltstitel für schutzbedürftige Personen, die keinen Status als Flüchtlinge oder subsidiär Schutzberechtigte erhalten haben

Die aufenthaltsrechtliche Behandlung von Personen, die keinen formellen Schutzstatus im Sinne des § 60 erhalten haben, deren Rückkehr in ihren Herkunftsstaat dennoch nicht nur vorübergehend unmöglich ist, ist nunmehr in § 25 Abs. 5 AufenthG geregelt. Das Ziel dieser Regelung ist, die Zahl der Duldungen zu verringern und den betroffenen Personen eine gesicherte aufenthaltsrechtliche Stellung und damit eine tatsächliche Integrationsperspektive in Deutschland anzubieten. In der Praxis drängt sich der Eindruck auf, dass dieses Ziel nicht erreicht wird. Hauptgrund hierfür ist, dass die Frage weitgehend ausgeblendet bleibt, ob eine Rückkehr ins Heimatland zumutbar wäre. Wegen der Annahme der Ausländerbehörden, dass die Betroffenen jederzeit freiwillig in ihre Herkunftsländer zurückkehren könnten, kann die Mehrzahl dieser Personen vor dem Hintergrund der jetzigen gesetzlichen Regelungen und deren praktischer Anwendung nicht auf die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis hoffen und wird daher – mit allen damit verbundenen Einschränkungen – weiterhin nur geduldet. 

Leidtragende dieser Situation sind oft Ausländer, deren Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland aus Sicht von UNHCR aufgrund der Situation in ihren Heimatländern gerechtfertigt war oder noch immer gerechtfertigt ist. Hierzu zählen insbesondere Personen, 

· die in der Vergangenheit vor nichtstaatlicher Verfolgung in ihren Herkunftsländern geflohen, auf der Grundlage der früheren Rechtslage gleichwohl nicht als Flüchtlinge anerkannt worden sind,

· die Schutz vor Bürgerkriegssituationen oder anderen gravierenden allgemeinen Sicherheitsrisiken suchen, oder
· deren Flüchtlingsanerkennung unanfechtbar widerrufen wurde, obwohl sich die Lage in ihren Herkunftsstaaten noch nicht in ausreichendem Maße stabilisiert hat.
Viele dieser Personen leben seit etlichen Jahren –  manche sogar bereits in zweiter Generation – in Deutschland. Ein Wegfall der Rückkehrhindernisse ist vielfach nicht abzusehen. Die Betroffenen sind zum Teil gut integriert. Anderen ist trotz längjährigen Aufenthalts mangels eines gesicherten Aufenthaltsstatus eine nachhaltige Integration noch nicht gelungen.

Aufgrund der Zurückhaltung der Behörden bei der Anwendung von § 23 AufenthG wird die prekäre aufenthaltsrechtliche Situation in der Praxis auch nicht durch entsprechende allgemeine Anordnungen gelöst. Härtefallkommissionen iSd. § 23a AufenthG können zwar in besonders gelagerten Einzelfällen die Zuerkennung eines Aufenthaltsrechtes vorschlagen, sind jedoch weder dafür bestimmt noch geeignet, eine große Zahl von Fällen zu bewältigen. 

Eine Lösung des Problems kann nur durch eine Änderung der geltenden Rechtslage erreicht werden. In deren Mittelpunkt sollte die Berücksichtigung der Unzumutbarkeit der Heimkehr als ein zusätzliches, die Zuerkennung eines Aufenthaltstitels rechtfertigendes Ausreisehindernis stehen. Es wird angeregt klarzustellen, dass hierbei insbesondere die bisherige Dauer des Aufenthaltes, das Alter, die soziale und familiäre Verwurzelung in der Bundesrepublik Deutschland sowie – unter Beachtung der spezifischen Verhältnisse in den jeweiligen Herkunftsländern – die tatsächlichen Chancen einer Reintegration der Betroffenen berücksichtigt werden müssen.

UNHCR Regionalvertretung für Deutschland, 
Österreich und die Tschechische Republik
Berlin, März 2006
� BVerwG 1 C 21.04 – Urteil vom 1. November 2005.


� Vgl. UNHCR-Richtlinien zum internationalen Schutz: Die Beendigung der Flüchtlingseigenschaft im Sinne des Art. 1 C (5) und (6) des Abkommens von 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, HCR/GIP/03/03 (10. Februar 2003).
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